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zen Menschlichkeit, soziales Fühlen und Han¬
deln, fest fundiertes Wissen um die Zusam¬
menhänge der menschlichen Gesellsdiaft und
ein aftersweiser Humor zu einer Harmonie,
die das Bild einer Persönlichkeit bestimmen,
von der gesagt werden kann, daß sie über
den Parteien steht.
Wenn der Bundespräsident die eine posi¬

tive Seite der neuen deutschen Demokratie
verkörpert, dann die Gewerkschaften die an¬
dere, die handelnde Seite. Hierin liegt die
grundsätzliche Bedeutung der Begegnung
zwischen den beiden Faktoren der deutschen
Demokratie,
Der Bundespräsident wies in seiner An¬

sprache darauf hin, daß die Gewerkschaften
in Deutschland geschichtlich, weltanschaulich
und religiös bedingt verschiedene Quellflüsse
hatten, Er betonte, daß die Vereinigung dieser
Flüsse in einer einheitlichen Gewerkschaft
ein sachlicher Gewinn gewesen ist, den es
gelte, zu erhalten. Der ßundespräsident
wünschte zu bekunden, „daß der Staat Auf¬
gabe ur.-d Wirkung der Gewerkschaften bejaht
und dankbar sein muß für die vielerlei sam¬
melnde und ordnende Kraft, die von ihnen
ausging und ausgeht.“ Der Bundespräsident
betonte weiter, daß er im Streikrecht des
Lohnempfängers eine völlig legitime Sache
sehe, es liegt in der Natur seines Amtes, daß
er gleichzeitig davor warnte. Er bejahte auch
den Kampf um die verkürzte Arbeitszeit,
mahnte aber auch gleichzeitig, hieraus kein
Dogma zu machen.

Der Bundespräsident zeigte aber darüber
hinaus ein Verständnis für die politische Seite
der gewerkschaftlichen Tätigkeit in Deutsch¬
land. Er erklärte: „Die deutschen Gewerk¬
schaften sind aus dem Bekenntnis zur Demo¬
kratie gewachsen. Sie stehen auch in einem
Wächterberufe, der sie gegen Diktaturgesin¬
nungen so hart machen muß wr ie gegen syn¬
dikalistische Zersetzungsversuche, wenn solche
sich melden, und sie werden sich melden.“
Der Verlauf des Kongresses zeigte, daß die

Delegierten gerade diesen Wächterberuf für
die Demokratie wahrzunehmen entschlossen
waren. Das drückte sich einmal aus in einer
Entschließung, die für die Bevölkerung der
Sowjetzone die volle Wiederherstellung der
demokratischen Grundrechte, einschließlich deä
Streik- und Koalitionsrechts, ferner Unverletz¬
lichkeit der Person und volle Informations¬
freiheit fordert. In der Entschließung wird
festgestellt, daß der dem kommunistischen
Weltgewerkschaftsbund angehörende P'DGB
sich für diese Forderungen in den sowjetzona¬
len Parlamenten einsetzen solle und mit dem

DGB die Freilassung aller politischen Gefan¬
genen fordern müsse, wenn er nicht als ein
Teil des sowjetischen Terrorapparates betrach¬
tet werden soll. Diese Entschlossenheit, die
Demokratie in Deutschland zu stärken, be¬
wies sich aber auch in der Entschließung ge¬
gen neofaschistische Bestrebungen. Von der
Regierung wurde eine stärkere Aktivität gegen
derartige Umtriebe verlangt.
Es ist verständlich, daß in diesem Zusam¬

menhang die Frage der Wiederbewaffmmg
der Bundesrepublik ebenfalls behandelt wird.
Die grundsätzliche Stellung der Gewerkschaf¬
ten zu diesem Problem ergibt sich einerseits
aus ihrem Bekenntnis zum demokratischen
Staat, zum andern aus einem ihrer Hauptan¬
liegen, nämlich dem Streben nach der Wieder¬
vereinigung Deutschlands. So war es nicht
unlogisch, daß in der Entschließung zu die¬
sem Fragenkomplex ein Wehrbeitrag abge¬
lehnt wird, solange nicht alle Verhandlungs¬
möglichkeiten ausgeschöpft sind, um eine
Verständigung der Völker untereinander her¬
beizuführen, die Einheit Deutschlands wieder¬
herzustellen.
Das wesentliche Ergebnis dieses 3, ordent¬

lichen Kongresses des DGB kann wohl da¬
rin erblickt werden, daß er den Kurs der
nächsten zwei Jahre in das Zeichen verstärk¬
ter gewerkschaftlicher Aktivität gestellt hat.
Die Delegierten einigten sich über die Grund¬
sätze für ein Aktionsprogramm der deutschen
Gewerkschaftsbewegung dessen entscheidende
Punkte sind:

1. erhöhter Schutz der menschlichen Arbeits¬
kraft durch Verkürzung der Arbeitszeit
mit dem Ziel der 5-Tage- bzw. 40-Stun-
den-Woche durch den Abschluß entspre¬
chender Tarifverträge;

2. Erhöhung des Lebensstandards durch Ak¬
tivierung der gewerkschaftlichen Lohn-
und Gehaltspolitik;

3. Ausbau und Reform der Sozialversicherung
zur Erhaltung der Gesundheit und Siche¬
rung des Alters;

4. Vollbeschäftigungspolitik;
5. Ausbau der betrieblichen und überbetrieb¬

lichen Mitbestimmung.
Zur Verwirklichung dieser Ziele beizutragen

wird nicht zuletzt Aufgabe des geschäftsfüh¬
renden Bundesvorstandes sein, der unter Vor¬
sitz von Walter Freitag in seiner bisheri¬
gen Besetzung bestätigt wurde, nämlich mit
den Stellvertretern des Bundesvorsitzenden,
Matthias Fächer und Georg Reuter, und den
weiteren Mitgliedern, Willi Richter, Hans
Böhm, Ludwig Rosenberg, Willi Ginhold,
Albin Karl und Thea Harmuth.
Wie festgefügt die deutsche Gewerkschafts¬

bewegung innerhalb des Internationalen Bun¬
des Freier Gewerkschaften steht und wie be¬
wußt sie ihre internationalen Aufgaben sieht,
zeigte eine Kundgebung in der historischen
Paulskirche in Frankfurt a. M., die darüber
hinaus aber auch die Verpflichtung unter¬
strich, die für die deutschen Gewerkschaften

aus dem Vertrauen erwächst, das ihnen in der
freien Welt entgegengebracht wird. Auch hier
zeigte sich eine überraschende Parallele zu
dem, was der Bundespräsident gesagt hatte:
den Wächterberuf der deutschen Gewerk¬
schaftsbewegung für den demokratischen
Staat erkannten und unterstrichen die Ver¬
treter der befreundeten Organisationen des
Auslandes in gleicher Weise.

Der Kongreß zeigte eine grundsätzliche
Unzufriedenheit der Delegierten mit der Ar¬
beit der Regierung in sozialpolitischen und
wirtschaftspolitischen Fragen. Der Eindruck
war vorherrschend, daß auf diesen Gebieten
manches vernachlässigt und anderes unge¬
bührlich schleppend behandelt worden war.
Darüber hinaus schien es so, als ob die Re¬
gierung die Rolle der Gewerkschaften nicht
richtig einzuschätzen gewußt habe. Es wäre
gut, wenn in zwei Jahren gesagt werden
könnte, daß der 3. ordentliche Bundeskon¬
greß in diesen Beziehungen einen Wende¬
punkt zum Besseren gebracht habe. Die An¬
wesenheit des Bundespräsidenten und die Be¬
teiligung zweier Bundesminister an dem
Kongreß könnte darauf schließen lassen, daß
auch innerhalb der Regierung diese Ver¬
säumnisse erkannt worden sind. Aber selbst¬
verständlich stellt sich die Situation für die
deutschen Gewerkschaften so dar, daß sie den
Beweis einer soldien Gesinnungswandlung
nicht durch platonische Erklärungen als er¬
bracht betrachten könne, sondern nur durch
soziale Handlungen und Taten. Gerade in
Deutschland und nicht zuletzt von der Regie¬
rung der Bundesrepublik ist oft verkannt wor¬
den, daß das gewerkschaftliche Bekenntnis
zum Staat Forderungen an ihn nicht aus¬
schließt. Der grundsätzliche Gewinn des Kon¬
gresses des DGB kann darin erblickt werden,
daß nach Diskussionen und Kritiken, die den
demokratischen Charakter der Gewerkschaf¬
ten bestätigten, nun Klarheit ül>er die näch¬
sten gewerkschaftlichen Ziele geschaffen
wurde. Diese Zielsetzung ist nicht ins Blaue
hinein erfolgt, sondern nach einer eingehen¬
den Abwägung der Möglichkeiten, die nach
dem Stand der deutschen Wirtschaft gegeben
sind. Insoweit war der Kongreß, vom Stand¬
punkt der Gewerkschaften her gesehen, der
Abschluß eines Abschnittes der deutschen
Nachkriegsgeschichte, nämlich der Zeit des
Wiederaufbaues. Die Schonung, die in einer
solchen Periode auch Gewerkschaften im Be¬
wußtsein ihrer Gesamtverantwortung derWirt¬
schaft zuteil werden ließen, gilt nun nicht
mehr. Jetzt handelt es sich vielmehr darum,
gegenüber dieser Wirtschaft durchzusetzen,
daß sie den Arbeitnehmern den gebührenden
Anteil an den erzielten Ergebnissen harter
Wiederaufbauarbeit gibt. Wenn die deutschen
Gewerkschaften dieses Ziel durchzusetzen ver¬
stehen, dann haben sie nicht nur eine natio¬
nale, sondern auch eine internationale Auf¬
gabe erfüllt, die die vordringlichste unserer
Zeit ist: nämlich die soziale Basis der freien
Welt zu stärken und zu sichern.
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Die Einheit der Gewerkschaftsbewegung ist in der heutigen Situation so not¬
wendig wie je, sie ist eine soziale, wirtschaftliche und politische Notwendigkeit
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